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gemacht. 

Die in einen Jahrgang aufzunehmende Anzahl der Zöglinge 
wurde mit höchſtens 40 feſtgeſtellt, und in dem § 37 leg. eit. ausge⸗ 
ſprochen, daß unbemittelte, geiſtig begabte Zöglinge gegen Uebernahme 
der Verbindlichkeit, ſich wenigſtens 6 Jahre lang dem Lehramte zu wid⸗ 
men, Stipendien erhalten können, welch letztere Beſtimmung in das 
mit dem Erlaſſe des k. k. Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 
31. Juli 1886, Z. 6031, zuletzt normirte Organiſationsſtatut für die 


Stipendien für Lehramtszöglinge. Ihre Behandlung und Ver⸗ 
Literatur. 
Lehrerbildungsanſtalten wörtlich übertragen wurde. 


rechnung. Von Adalbert Saiver, k.k. Statthalterei-Rechnungsofficial 
in Graz. 
Mittheilungen aus der Praxis. 
Eine Ortſchaft kann in ihrer Gänze nicht gleichzeitig zu zwei verſchiedenen 
Schulgemeinden eingeſchult ſein. Der Beſtand einer kleinen Schulgemeinde 
in dem Gebiete einer größeren iſt nicht zuläſſig. 


Perſonalien. — i 

Perſonalien. — Erledigungen. Durch die Miniſterialverordnung vom 12. Juli 1869, 3. 6299, 
wurden die Uebergangsbeſtimmungen zur Durchführung des Reichsvolks⸗ 
ſchulgeſetzes auf Grund des 8 78 desſelben erlaſſen. 

Im Abſchnitte VI dieſer Verordnung iſt ausgeſprochen, daß ganze 
Stipendien mit jährlichen 200 fl. creirt werden, daß jedoch auch halbe 
Stipendien verliehen werden können. 

Ganze Stipendien ſollten nur ſolche Lehramtszöglinge erhalten, 
welche eine Lehrerbildungsanſtalt bereits ein Jahr beſucht hatten, ein 
„halbes“ dagegen konnte nach dem Ergebniffe der Aufnahmsprüfung, und 
zwar nach der Reihenfolge des bei dieſer Prüfung erwieſenen Erfolges 
gewährt werden. 

Ueber die Würdigkeit zum Fortgenuſſe der Stipendien in den 
weiteren Jahren hat der Landesſchulrath zu entſcheiden. Der Zögling 


Stipendien für Lehramtszöglinge. Ihre Behandlung 
und Verrechnung. 
Von Adalbert Saiver, k. k. Statthalterei⸗Rechnungsofficial in Graz. 


In dem Voranſchlage für die im Reichsrathe vertretenen König⸗ 
reiche und Länder, Capitel IX, Miniſterium für Cultus und Unterricht, 
Titel 20, Volksſchulen, 83, Stipendien für Lehramtszöglinge, erſcheint 
ſeit einer Reihe von Jahren ein Betrag von 100.000 fl. eingeſtellt, 
deſſen budgetmäßige Behandlung, Zuweiſung den einzelnen Landesſchul⸗ 
räthen, Anweiſung an die Percipienten, Ausfolgung und Verrechnung im 
Laufe der Zeiten mannigfaltige Veränderungen erfahren hat und deſſen müßte ſich verpflichten, nach ſeiner Ausbildung wenigſtens 6 Jahre lang 
Auftheilung den Landesſchulräthen, beziehungsweiſe den ihnen zugewie⸗ ſich dem Lehramte zu widmen, ſonſt aber beim Aufgeben desſelben vor 
ſenen Rechnungsdepartements, wenn auch nicht Schwierigkeiten, fo doch der bezeichneten Dauer die erhaltenen Stipendienquoten an die Staats⸗ 
vielſeitige Rechnereien verurſacht, während die Präliminirung nebſt An- | cafe zurückzuzahlen. Die übernommene Verpflichtung wurde in einem 
weiſung beſondere Berichte an das k. k. Miniſterium für Cultus und urſprünglich ſehr einfachen Reverſe beurkundet. 

Unterricht, Erläſſe an die Divectionen, ſowie mehrere Caſſenaufträge im Mit Rückſicht auf die bezogene Durchführungsverordnung wurden 
Laufe eines jeden Jahres im Gefolge hat. un bereits in dem Voranſchlag pro 1870, für das Studienjahr 1869/70 
‚ Diefer Betrag iſt dermalen ein Extraordinarium und ein Paufchal- für die einzelnen Kronländer, reſpective Anſtalten beſtimmte Beträge für 

credit mit zweijähriger Verwendungsdauer, deſſen Verwendung jedoch in | die Staatsſtipendien eingeſtellt, jo z. B. für Steiermark 3000 fl. 
dem zweiten Jahre nur über ſpecielle Weiſung des k. k. Miniſteriums Da jedoch, wie es in der Verordnung des k. k. Miniſteriums für 
für Cultus und Unterricht erlaubt iſt. Cultus und Unterricht vom 7. December 1869, Z. 11.362, heißt, das 
N „Von dem obigen Geſammtbetrage erhalten die einzelnen Landes⸗ Budget die weiteren erforderlichen Stadien zur endgiltigen Feſtſtellung 
ſchulrüthe nach Anzahl der in dem betreffenden Kronlande vorhandenen noch nicht durchgemacht hat, wurden diesfalls beiſpielsweiſe für Steier⸗ 
Anſtalten von Seite des k. k. Miniſteriums einen aliquoten Theil zuge- mark „vorläufig“ und ausnahmsweiſe 10 halbe Stipendien à 100 fl. 
wiefen, welcher dann von demſelben auf die einzelnen Anſtalten aufge- für das Schuljahr 1869/70 mit dem Bemerken bewilligt, daß für die 
theilt wird und dermalen beifpielsweife für Steiermark 2700 fl. beträgt. Zeit bis Ende December 1869 die entfallenden Quoten aus dem Nor- 
malſchulfonde, vom 1. Jänner 1870 aber aus dem Cameralfonde den 


g n e Skizze. Lehramtszöglingen auszufolgen ſind. 
Die dermaligen Stipendien der Lehramtszöglinge, ihre Creirung, Uns interefſirt diesfalls in erſter Linie die Anweiſung, reſpective 
Auft heilung, ſowie Auszahlung aus dem Cameralfonde haben ihren Ur- die Verrechnung dieſer Beträge. 
ſprung in dem Reichsvolksſchulgeſetze vom 14. Mat 1869, R. G. Bl. Die Theilanweiſung bezüglich der aus dem Cameralfonde zu be⸗ 


Nr. 62, beziehungsweiſe in den diesfälligen Durchführungsverordnungen. ſtreitenden Quote, d. i. vom 1. Jänner 1870, erfolgte, und zwar für 
In dem III. Abſchnitte des obigen Geſetzes find in den SS 26 bis jeden der Zöglinge zur unmittelbaren Behebung, bei den Finanz Landes⸗ 
42 die Grundſätze über Bildungsdauer und die Qualification zum Lehr- | caffen, beziehungsweiſe bei den k. k. Steuerämtern; rückſichtlich des 
amte normirt. pro 1869 entfallenden Betrages wurde behufs Realiſirung an die land- 
Die beſtandenen Präparandien wurden aufgehoben, beziehungsweiſe ſchaftlichen Obereinnehmerämter das Erſuchen geſtellt, das für die Zeit 
umgeſtaltet, die Lehrerbildungscurſe auf 4 Jahre ausgedehnt und ſammt⸗ vom 1. October bis Ende December 1869 angewieſene Stipendium aus 
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dem Normalſchulfonde den bezeichneten Zöglingen zu erfolgen und inner- 
halb des Ausgabecredites dieſes Fondes im Virementswege zu decken. 

Die erſte Rate für die Monate Jänner und Februar 1870 des 
aus den Staatsmitteln zu beſtreitenden Stipendiums mit 20 fl. wurde 
ſofort, die zweite mit 50 fl. am 1. Juni 1870 fällig und konnte nach 
erfolgter Liquidſtellung gegen geſtempelte, von der Anſtaltsdirection vis 
dirte Quittung bei den Caſſen behoben werden. 

Wie bereits oben erwähnt, mußten ſich die Bewerber um die 
Stipendien für den Fall der Verleihung reversmäßig verpflichten, wenig⸗ 
ſtens 6 Jahre im Lehramte zu verbleiben. Die von den Zöglingen aus⸗ 
geſtellten Reverſe wurden den Acten beigeſchloſſen und die Landesſchul— 
räthe mit dem Erlaſſe des k. k. Miniſteriums für Cultus und Unterricht 
vom 22. Mai 1870, Z. 3201, angewieſen, die Stipendiſten zu über— 
wachen, den Umſtand, daß ein Zögling ein Stipendium genoſſen hat, 
auf dem Zeugniſſe der Reife ausdrücklich erſichtlich zu machen und ein 
Verzeichniß über die Stipendiſten zu führen. 

Die Vermehrung der errichteten Volksſchulen, ſowie die Ausdehnung 
der Vorbildung der Lehramtszöglinge auf die Dauer von 4 Jahren hatten 
zur Folge, daß Klagen über Mangel an Lehrern laut wurden. 

Um dieſen Mangel zu beheben, wurde mit dem Erlaſſe des 
k. k. Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 1. Auguſt 1871, 
Z. 8071, auf die Dauer von 3 Jahren, vom Schuljahre 1871/72 an⸗ 
gefangen bis zum Jahre 1873/74, die Bildungsdauer der Lehramtszög— 
linge für die Volksſchule auf 3 Jahre herabgemindert ), und wir ſehen 
in den Voranſchlägen dieſer und des folgenden Jahres in den erhöhten 
Stipendiendotationen die Tendenz der Staatsverwaltung, die Studirenden 
durch Zuwendung materieller Vortheile in der Form von Stipendien zum 
Beſuche der Lehrerbildungsanſtalten heranzuziehen. 

Pro 1870 wurden für Steiermark, wie oben hervorgehoben, an 
Zöglingsſtipendien 3000 fl. eingeſtellt, pro 1871 bereits 5300 fl. 

Die bezügliche Ziffer iſt von nun an bis zum Jahre 1877 im 
fteten Steigen begriffen. 

So wurden in dem Voranſchlage für ſämmtliche im Reichsrathe 
vertretenen Königreiche und Länder pro 1872 diesfalls 114.220 fl. aus⸗ 
gewieſen, wovon für Steiermark für die 


Lehrerbildungsanſtalt in Graz . 2600 fl. 
5 „ Marburg . 1700 „ 
Lehrerinnenbildungsanſtalt in Graz 1400 „ 


entfielen. 
In dem Voranſchlage pro 1873 ſehen wir bereits 


für das Reich. 136.920 fl. 

für Steiermark. 7000 „ 
Lehrerbildungsanſtalt in Graz 3000 „ 
5 „ Marburg. 2200 „ 
Lehrerinnenbildungsanſtalt in Graz 1800 „ 


pro 1874 weiters 
166.370 fl., hievon für Steiermark 
10.000 fl.; 
pro 1875 dann 
208.400 fl., hievon für Steiermark 
19.600 fl., und 
pro 1876 
229.100 fl., hievon für Steiermark 
19.500 fl. eingeſtellt. 


Die anfangs in zwei gleichen Raten auszufolgenden Stipendien 
wurden bereits vom Jahre 1872 angefangen in 4, ſogleich nach Ge- 
währung, ſodann am 1. Februar, 1. April und 1. Juni fälligen Raten, 
ſtets jedoch zu Handen des Percipienten gegen geſtempelte, von der Di— 
rection vidirte Quittung angewieſen. 

Im Jahre 1875 wurden die Stipendien auf Grund der Verord— 
nung des Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 2. Februar 1875, 
Z. 341, den Leitern der einzelnen Lehrerbildungsanſtalten in 10 gleichen 
decurſiven Monatsraten gegen Amtsquittung und feinerzeitige Verrechnung 
unter nachträglicher Beibringung der Percipientenquittungen flüſſig ge⸗ 
macht, wobei es bis heute verblieb. 

Mit dem Erlaſſe des Miniſteriums für Cultus und Unterricht 
vom 7. December 1874, Z. 16.107, alſo noch zur Zeit des ſteigenden 


) Mit Miniſterialerlaß vom 2. September 1874, Z. 11.608, wurde beſtimmt, 
daß in Galizien die Lehrerinnenbildungsanſtalten mit 4 Jahrgängen einzurichten, 
die Lehrerbildungsanſtalten aber noch weiterhin dreiclaſſig zu belaſſen ſind. 


Stipendiencredites, wurde der Landesſchulrath für Steiermark beauf⸗ 
tragt, den Zöglingen der Grazer Lehrerbildungsanſtalt neue Stipendien 
nicht mehr zu verleihen, ſondern die bereits im Vorjahre mit Stipendien 
betheilten Zöglinge im Genuſſe derſelben, falls ſie deſſen würdig erkannt 
werden, zu belaſſen, da die Frequenz dieſer Anſtalt bereits ſo groß war, 
daß es nicht mehr nothwendig erſchien, auf eine weitere Steigerung des 
Beſuches durch Staatsſtipendien hinzuwirken.) 

Da jedoch von den neu Eintretenden einzelne Studirende doch arm 
ſind und ohne Unterſtützung die Studien nicht antreten könnten, wurde 
für das lauſende Schuljahr dem Landesſchulrathe ein Pauſchalbetrag von 
800 fl. zu dem Zwecke zur Verfügung geſtellt, damit hievon einzelnen 
beſonders dürftigen und zugleich fleißigen Zöglingen kleine Unterſtützungen 
zur Anſchaffung von Lehrmitteln zugewendet werden können. Unter 
Einem wurde bemerkt, daß die hiedurch erwachſende Ueberſchreitung unter 
Berufung auf dieſen Erlaß in dem Rechuungsabſchluſſe zu rechtfertigen ſei. 

In dem Finanzgeſetze pro 1877 ſehen wir eine mäßige Steigung 
der Zöglingsſtipendien, da in dem bezogenen Jahre diesfalls 237.100 fl. 
genehmigt erſcheinen. 

Vom Jahre 1878 angefangen ſind die diesfälligen Beträge von 
Jahr zu Jahr kleiner, da die Zeit des Mangels an Lehrkräften vorüber 
war, weswegen auch die Nothwendigkeit entfiel, die Zöglinge durch Zu— 
wendung von Stipendien an die Anſtalten heranzuziehen. 

So ſehen wir, daß in dem Finanzgeſetze pro 1878 nur mehr 

220.000 fl., pro 1879 
200.000 fl., pro 1880 ſogar nur 
170.000 fl. genehmigt wurden. 

Das Jahr 1881 weist diesfalls 130.000 fl. auf; pro 1882 ſind 
die Stipendien bereits mit 110.000 fl. präliminirt, pro 1883 mit nur 
90.000 fl. 

Vom Jahre 1884 angefangen wurde dieſer Betrag mit 80.000 fl. 
eingeſtellt, wovon für Steiermark je 2000 fl. entfielen. Die Neunziger⸗ 
jahre weiſen ein mäßiges Steigen auſ und es werden ſeit einer Reihe 
der letzten Jahre diesfalls 100.000 fl. präliminirt, wovon Steiermark 
2700 fl. zugewieſen erhielt. 

Wie die Höhe, ſo hat auch die budgetmäßige Behandlung im 
Laufe der Zeiten manche Veränderungen erfahren. 

Anfangs wurde die Auftheilung der bewilligten Creditſumme dem 
Ermeſſen der Landesſchulräthe überlaſſen und der Betrag als Ordina— 
rium eingeſtellt. 

Bald hat man jedoch dieſe Beträge in die Anſtaltscredite ein- 
bezogen und für jede Anſtalt ein Fixum eingeſtellt. 

Später iſt man wieder zu den Landespauſchalſummen übergegangen, 
wobei man bis heute verblieb. 

In dem Finanzgeſetze pro 1884 erſcheinen die bis dahin als Or⸗ 
dinarium präliminirten Stipendienbeträge als Extraordinarien mit der 
Verwendungsdauer bis Ende März 1885 eingeſtellt, welchen auferordent- 
lichen Charaker dieſelben bis zur Gegenwart beibehalten haben, ſie ſind 
auch derzeit Extraordinarien mit zweijähriger Verwendungsdauer, können 
jedoch dermalen in dem nächſtfolgenden Jahre nur über jpectelle Weiſung 
des Miniſteriums aufgetheilt werden. 

Bis zum Jahre 1881 wurden die Rückerſätze nicht präliminirt, 
von dieſem Jahre an erſcheint bei dem Eingangstitel „Volksſchulen“ 
ein Betrag als Ordinarium eingeſtellt, welcher 


pro 1881 384 fl. 
„ 1882 200 „ 
„ 1883 250 „ 
„ 1884 25 
„ 1885 2108, 
„ 1886 260 „ 
„ 1887 185 „ 
„ 1888 70 „ 
„ 1889 , 


beträgt, und zwar für die ſämmtlichen im Reichsrathe vertretenen König⸗ 
reiche und Länder. 
Pro 1890 und 1891 wurde diesfalls nicht präliminirt. 


) Da ſeit einigen Jahren hierzulande viele Lehrer in’ den Militär-, Poſt⸗ 
oder Eifenbahndtenft übertreten, wo fie nach kurzer Praktikantenzeit bald eine 
definitive Anſtellung und eine beſſere Entlohnung zu gewärtigen haben, wird, 
wenn die diesfälligen Landesgeſetzgebungen in den Lehrerbezügen nicht bald eine 
Remedur treffen werden, wieder eine namhafte Erhöhung der Stipendien zu er⸗ 
wägen ſein. 
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Dieſe Empfangspoſitionen erſcheinen, obwohl bereits vom Jahre 1884 
angefangen die Stipendien in Ausgabe als Extraordinarien eingeſtellt 
wurden, bis zum Jahre 1893 als Ordinarien präliminirt, und erſt ſeit 
dieſem Jahre wurde die bezügliche Empfangspoſt mit 322 fl. als Extra⸗ 
ordinarium behandelt. 

Dieſe Empfänge betragen 


pro 1896 383 fl. 
„ 1897 436 fl. und 
„ 1898 388 fl 


Die Form der dermalen vorgeſchriebenen Reverſe wurde mit dem 
Erlaſſe des Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 24. April 1892, 
3. 8769, feſtgeſtellt. “) 

Schluß folgt.) 


Wlittheilungen aus der Praxis. 


Eine Ortſchaft kann in ihrer Gänze nicht gleichzeitig zu zwei ver⸗ 

ſchievenen Schulgemeinden eingeſchult ſein. Der Beſtand einer 

kleinen Schulgemeinde in . einer größeren iſt nicht zu⸗ 
ag.” 

Die Stadtgemeinde Fr. bildete zuſammen mit den Landgemeinden 
Pu., Ha. und Li. einen Schulſprengel mit einer vierclaffigen Volks 
ſchule in Fr. Die Unterrichtsſprache iſt in den drei unteren Claſſen 
ſloveniſch mit der deutſchen Sprache als Unterrichtsgegenſtand, dagegen 
iſt die oberſte Claſſe utraquiſtiſch. 

Im Jahre 1894 ſtellte die Stadtgemeinde Fr. das Anſuchen um 
Ausſchulung aus der bisherigen Schulgemeinde und Bildung eines eigenen 
Schulſprengels. 

Bei der über dieſes Anſuchen am 8. October 1895 ſtattgefun⸗ 
denen commiſſionellen Verhandlung wurde Folgendes conſtatirt: 

Die Zahl der ſchulpflichtigen Kinder der Stadt Fr. betrug nach 
dem fünfjährigen Durchſchnitte 135. Bezüglich aller dieſer Kinder 
konnte jedoch die Nationalität, beziehungsweiſe das Begehren nach Errich- 
tung einer Volksſchule mit deutſcher Unterrichtsſprache ſeitens ihrer Eltern 
nicht feſtgeſtellt werden, weil ein Theil der letzteren zur commiſſtonellen 
Verhandlung nicht erſchienen war und ſich einige Kinder nur in der 
Verpflegung von Koſtgebern befanden, deren Erklärungen nicht maß⸗ 
gebend geweſen wären. Die Conſtatirung obiger Momente bezog ſich 
daher nur auf 109 ſchulpflichtige Kinder der Stadt Fr.; von dieſen 
wurden ſeitens ihrer geſetzlichen Vertreter reclamirt, u. zw.: 

1. hinſichtlich der Nationalität: 

a) für die deutſche 72, 
b) für die ſloveniſche 37; 

2. hinſichtlich der Schulorganiſation: 

a) für die Errichtung einer deutſchen Schule 79 
b) gegen dieſelbe 30. i 


— In den drei übrigen eingeſchulten Gemeinden wurden nach dem 
dreijährigen Durchſchnitte 149 ſchulbeſuchende Kinder gezählt. 

Die Vertretungen dieſer Landgemeinden, der Orts⸗, ſowie der 
Bezirksſchulrath Fr. ſprachen ſich entſchieden gegen die Errichtung einer 
deutſchen Schule in Fr. aus. 

Der ſteiermärkiſche Landesſchulrath gab jedoch auf Grund des 


) Vom Standpunkte der Budget⸗Technik läßt ſich gegen die Einſtellung 
obbezeichneter Empfange nichts einwenden, da die aus den Empfängen der Vor⸗ 
jahre ſtammenden Einnahmen in dem laufenden Jahre mit Rückſicht auf die zu 
ermittelnde Erfolgsziffer uncompenſirbar ſind, und wir finden einen analogen 
Vorgang bei Freiplätzen verſchiedener Anſtalten des Inlandes, ſowie in den Rück⸗ 
zahlungen ehemaliger Seminariſten in dem preußiſchen Caſſaweſen auf Grund 
des Circ. Erl. d. preuß. Unterr. Min. vom 4. Mai und 8. November 1876, reſpec⸗ 
tive 29. April 1892. Mit Rüdficht auf die dermalen geübte Befreiungspraxis und 
die herrſchende Anſchauung, daß die Unterſchrift des Vaters, reſpective Vormundes 
auf den Reverſen nur zur Bekräftigung der vom minderjährigen Sohne oder 
Mündel übernommenen Verpflichtung dient und daß die letzteren als Bürgen zur 
Zahlung nicht herangezogen werden können, iſt die Einſtellung dieſer Empfangs⸗ 
poſten von keiner praktiſchen Bedeutung. 

) Mit Rückſicht auf die Beſtimmungen des 8 48 des R. V. B. und den 
Erl. d. Min. f. Cult. u. Unterr. vom 29. Juni 1877, 3.422, kann eine auch aus⸗ 
hilfsweiſe Verwendung im Schuldienſte nur Inländern anvertraut werden, in⸗ 
folgedeſſen ein Stipendium einem Ausländer nicht verliehen werden kann, was 
auch mit dem Erlaſſe des Min. f. Cult. u. Unterr. v. 30. Juni 1883, Z. 10.119, 
ausdrücklich ausgeſprochen wurde. 

=) Vergleiche hiezu die entgegengeſetzte Entſcheidung in der Nummer 50 
des Jahrganges 1893 dieſer Zeitſchrift. 


Erhebungsergebniſſes mit dem Erlaſſe vom 28. September 1895, 
Z. 6390, dem Ausſchulungsbegehren der Stadtgemeinde Fr. Folge, 
genehmigte für den Bereich derſelben die Errichtung einer zweiclaſſigen 
Volksſchule mit deutſcher Unterrichtsſprache unter einem ſelbſtändigen 
Ortsſchulrathe und ordnete gleichzeitig an, daß die bisherige Volksſchule 
als Umgebungsſchule für den Reſt des Schulſprengels, d. i. für die drei 
Landgemeinden, nur zweiclaſſig zu organiſiren ſei. 

Ueber den gegen dieſe Entſcheidung von den Vertretungen dieſer 
Gemeinden und von dem Ortsſchulrathe Fr. eingebrachten Recurs hielt 
das k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht mit dem Erlaſſe vom 
8. Juni 1896, Z. 131, die Errichtung einer deutſchen Volksſchule für 
die Stadtgemeinde Fr. zwar aufrecht, änderte jedoch den Ausſpruch über 
die bewilligte Ausſchulung derſelben dahin ab, daß in den Zuſchulungs⸗ 
verhältniſſen der bisherigen Volksſchule in Fr. aus dieſem Anlaſſe keine 
Aenderung einzutreten habe. 

In näherer Präciſirung dieſer Miniſterialentſcheidung — deren 
Princip ſchon in der früheren Entſcheidung desſelben Miniſteriums vom 
7. Juli 1893, 3. 5013 (Nr. 50, Jahrgang 1893 dieſer Zeitfchrift), 
zum Ausdruck gekommen war — beſtimmte nun der Landesſchulrath mit 
dem Erlaſſe vom 20. Juni 1896, Z. 4716, es habe die bisherige Schul- 
gemeinde und der bisherige Schulſprengel aufrecht zu bleiben, doch fei 
innerhalb dieſer größeren Schulgemeinde eine zweite kleinere Schul— 
gemeinde zu errichten, deren Sprengel nur von der Stadtgemeinde Fr. 
gebildet wird; demgemäß habe auch die Ortsgemeinde Fr. die Koſten 
für die neu zu errichtende allein zu tragen, für die beſtehende Schule 
aber ſo wie bisher beizutragen. 

Anläßlich der gegen die obeitirte Miniſterialentſcheidung einerſeits 
von der Stadtgemeinde Fr. wegen der angeordneten Schulorganiſation, 
anderſeits von den eingeſchulten Landgemeinden wegen Errichtung einer 
deulſchen Schule beim k. k. Verwaltungsgerichtshofe eingebrachten Be⸗ 
ſchwerden wurde dieſelbe von dieſem Gerichtshofe mit dem Erkenntniſſe 
vom 24. Juni 1898, Z. 2844, als geſetzlich nicht begründet 
aufgehoben. Die Gründe dieſes Erkenntniſſes ſind folgende: 

„Die Beſchwerde der Stadtgemeinde richtet ſich dagegen, daß zwar 
die Errichtung einer eigenen Schule, beziehungsweiſe die Bildung eines 
eigenen Schulſprengels bewilligt, die Aus ſchulung aus dem bisherigen 
Schulſprengel dagegen abgelehnt worden iſt. Thatſächlich würde die 
Stadtgemeinde Fr. nach der Miniſterialentſcheidung vom 8. Juni 1896, 
Z. 131, welche in der Durchführungsverordnung des Landesſchulrathes 
vom 20. Juni 1896, Z. 4716, ihren noch prägnanteren und vom 
Miniſterium in feinem weiteren Erlaſſe vom 29. October 1896, 3. 24.391, 
in dieſem Punkte vollinhalllich acceptirten Ausdruck fand, einerſeits für 
ſich ſelbſt einen Schulſprengel behufs Erhaltung der geplanten deutſchen 
Schule bilden, — anderſeits würde dieſelbe im bisherigen Schulſprengel⸗ 
verbande behufs Erhaltung der beſtehenden und mit den drei Land⸗ 
gemeinden gemeinſamen Schule verbleiben. 

Es frägt ſich demnach, ob eine ſolche Zugehörigkeit eines und des⸗ 
ſelben Gemeindegebietes zu zwei verſchiedenen Schulſprengeln und Schul— 
gemeinden geſetzlich zuläffig it. — Der Verwaltungsgerichtshof glaubte 
dieſe Frage verneinen zu müſſen. Der § 59 Reichsvolksſchulgeſetzes vom 
14. Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 62, ſtellte den Grundſatz auf, daß eine 
Schule unter allen Umſtänden überall dort zu errichten ſei, wo ſich im 
Umkreiſe einer Stunde und nach einem fünfjährigen Durchſchnitte mehr 
als 40 Kinder vorfinden, welche eine über eine halbe Meile entfernte 
Schule beſuchen müſſen. Die weitere Regelung der Verpflichtung zur 
Errichtung von Schulen iſt unter Feſthaltung des obigen Grundſatzes 
der Landesgeſetzgebung überlaſſen, wobei auch auf die Beſtimmung des 
§ 62 leg. cit. hingewieſen werden muß, wonach die Obſorge für die 
nothwendigen Volksſchulen principiell als eine Pflicht der Ortsgemeinde 
erklärt wird. Läßt nun ſchon das Reichsvolksſchulgeſetz dadurch, daß es 
den Umkreis für die einzelnen Schulen feſtſtellt und die Orts— 
gemeinden, alſo räumlich genau beſtimmte Factoren, mit der Schul⸗ 
errichtungspflicht betraut, entnehmen, daß der Geſetzgeber eine territoriale 
Abgrenzung der einzelnen Schulſprengel im Auge hatte, ſo erſcheint 
dieſes Princip der territorialen Abgrenzung durch die für Steiermark 
geltende Landesgeſetzgebung außer allen Zweifel geſtellt, denn der 8 9 
des Geſetzes vom 4. Februar 1870, L. G. Bl. Nr. 15, beſtimmt, daß 
jeder Volksſchule ein Schulſprengel zuzuweiſen iſt, welchen die zu der⸗ 
ſelben eingeſchulten Ortſchaften, Ortſchaftstheile oder Häuſer bilden. 

Hiebei werden als in der Regel maßgebend für die Schuliprengel- 
abgrenzung die Grenzen der Gemeindegebiete erklärt, ſoweit nicht zum 
Behufe der Erleichterung des Schulbeſuches die Zuweiſung einzelner 
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Gemeindetheile an die Schule einer benachbarten Gemeinde zweckmäßig 
erſcheint. Hiemit im Einklange ſteht die Vorſchrift des § 4 des Geſetzes 
vom 8. Februar 1869, L. G. Bl. Nr. 11, wonach die Schulgemeinde 
aus einer oder mehreren Ortsgemeinden oder Theilen davon beſteht, 
deren Inſaſſen zur Benützung beſtimmter Schulen (Gemeindeſchulen) 
geſetzlich verpflichtet (eingefchult) ſind. Auch die Art und Weiſe der 
Schulkoſtendeckung, wie dieſelbe im Geſetze vom 22. December 1872, 
L. G. Bl. Nr. 46, normirt wird, läßt klar erkennen, daß die Schuliprengel- 
eintheilung in Steiermark ausſchließlich nach dem Principe der Terri⸗ 
torialität geregelt iſt. Es liegt aber im Weſen des Territorialprincips, 
daß ein beſtimmtes Territorium nur einem Territorialſprengel oder 
Bezirke angehören kann, und ebenſo wie es z. B. ausgeſchloſſen wäre, 
daß eine und dieſelbe Grundfläche nach der gegenwärtigen, gleichfalls 
von dieſem Principe ausgehenden Gemeindeordnung, zwei verſchiedenen 
Ortsgemeinden angehören köunte, erſcheint es nach den dermalen für 
Steiermark geltenden Schulgeſetzen nicht zuläſſig, daß dasſelbe Terri— 
torium, alſo im gegebenen Falle das Gemeindegebiet der Stadt Fr., 
einerſeiſs für ſich ſelbſt einen eigenen Schulſprengel bilden, anderſeits 
einem mit den angrenzenden Landgemeinden gemeinſamen Schulſprengel 
angehören ſolle. 

Nachdem die Miniſterialentſcheidung vom 8. Juni 1896, Z. 131, 
gegen die hier entwickelte, im Geſetze begründete Rechtsanſchauung ver- 
ſtößt, mußte der Beſchwerde der Gemeinde Fr. ſtattgegeben und die an⸗ 
gefochtene Entſcheidung gemäß § 7 des Geſetzes vom 22. October 1875, 
R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, aufgehoben werden, ohne daß der Ver— 
waltungsgerichtshof einen Aulaß hatte, in eine weitere Erörterung der 
Beſchwerde der Landgemeinden einzugehen, da dieſe Beſchwerde im 
weſentlichen nur formale Beſchwerdepunkte geltend macht, und da es 
nach Behebung der angefochtenen Entſcheidung ohnehin der Admini⸗ 
ſtrativbehörde obliegt, nach Vornahme der allfällig erforderlichen Er— 
gänzungen des Verfahrens über das Begehren der Stadtgemeinde Fr. 
neuerdings zu erkennen.“ 

Auf Grund dieſes Erkeuntniſſes des Verwaltungsgerichtshofes hat 
das k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht mit dem Erlaſſe vom 
31. Juli 1898, Z. 18.911, den Miniſterialrecurſen des Ortsſchulrathes 
Fr. und der eingeſchulten Landgemeinden gegen die Entſcheidung des 
Landesſchulrathes vom 28. September 1895, Z. 6390, keine Folge 
gegeben und die in dieſem Erlaſſe bewilligte Ausſchulung der Stadt⸗ 
gemeinde Fr. aus dem bisherigen Schulgemeindeverbande aus den dort 
angeführten Gründen beſtätigt. M. G. 


Literatur. 

Für die Reform des öſterreichiſchen Waſſerrechtes. Ein Vor⸗ 
trag gehalten am 24. März 1898 im Verbande der Induſtriellen in den politi⸗ 
ſchen Bezirken Baden, Mödling, Neunkirchen, Wiener⸗Neuſtadt und Umgebung 
von Alfred Graf Alberti de Poja, k. k. Bezirkscommiſſär. 

Die vorliegende Schriſt bildet einen werthvollen Beitrag für die von 
vielen Seiten angeſtrebte Reform und Ausgeſtaltung unſeres Waſſerrechtes. Er⸗ 
fahrung und Sachkenntniß, weiters aber auch eine wohlthuende Objectivität 
zeichnen die Darſtellung aus, die, frei von jeder polemiſchen Spitze, auch dem 
Gegner mancher Ausführungen die vollſte Achtung abgewinnt. 

Der Verfaſſer behandelt in ſeinem Vortrage mehrere Gebiete des Waſſer⸗ 
rechtes, der Waſſerabwehr und Waſſerausnützung. Ausgehend von den Hoch⸗ 
waſſerſchäden des Jahres 1897, welche in einzelnen Gebieten durch fehlerhafte 
Brücken und Waſſerwerksanlagen beſonders verheerend wirkten, gelangt der Ver⸗ 
faſſer zu der Beſprechung der Mittel zur Abhilfe ähnlicher verderblicher Vor⸗ 
kommniſſe. Er ſindet dieſelbe in einer Aenderung der Beſtimmungen des Waſſer⸗ 
rechtsgeſetzes. Dieſes ſoll die Möglichkeit bieten, ſolche Einbauten auch gegen den 
Willen der Beſitzer, im allgemeinen, öffentlichen Intereſſe zu beſeitigen. 

Der Verſaſſer unterſtützt feine Anſicht durch ein reiches Materiale. Er 
beſpricht an dieſer Stelle auch die Reformbedürftigkeit des Enteignungsrechtes, 
das nicht nur in dem oben citirten Falle zur Waſſerabwehr, ſondern auch für 
Waſſerbeſchaffung — ſpeciell Trink- und Nutzwaſſer — unzulänglich iſt. Hier 
berührt Verfaſſer auch die Petitionen der Berg: und Hüttenmänniſchen Vereine, 
welche die Enteignung für Fernleitung der elektriſchen Kraft anſtreben, um ſo 
die entfernt liegenden Waſſerkräfte ausnützen zu können. Beſprochen werden auch 
eine Reform des heute in vielen Bezirken ohne Zweifel ganz unzulänglich her⸗ 
geſtellten Waſſerbuches, weiters die Ausgeſtaltung der Strompolizei und die Hoch⸗ 
waſſeranmeldung. Von weittragender Wichtigkeit iſt der Abſchnitt, welcher der 
Umgeſtaltung der Verleihung gewidmet iſt. Unter Heranziehung der ausländiſchen 
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Geſetzgebung — Ungarn, Schweiz, Italien — tritt der Verfaſſer für die zeitliche 
Beſchränkung der Waſſerrechtsconceſſionen ein. Er kommt auf anderem Wege zu 
denſelben Folgerungen wie der Oeſterr. Ingenieur- und Architektenverein, welcher 
über Anregung des oberöſterr. Landesausſchuſſes ein Gutachten über dieſe Frage 
ausgearbeitet hat. Die Anſicht, daß letzteres vom ausgeſprochen induſtriellen 
Standpunkte ausgeht, möchten wir nicht theilen. 

Es liegt ohne Zweifel im Conceſſionsſyſtem auch die Berechtigung zeit: 
licher Beſchränkung. Die Durchführbarkeit wird davon abhängen, ob thatſächlich 
die Amortiſation der Anlagen in ſo raſcher Zeit möglich iſt, wie angenommen 
wird. Dies läßt ſich bei dem Wechſel der Conjunctur nicht vorausfagen. Wir 
machen hier auch auf Waſſerwerksanlagen für Bergbauzwecke, welche von vorne⸗ 
herein für lange Dauer berechnet ſind, aufmerkſam. Der Vergleich mit den Bahnen, 
beziehungsweiſe dem für ſolche feſtgeſtellten Heimfallsrecht hat ein Bedenken gegen 
ſich. Die Conceſſion einer Bahn bedingt ein Monopol, die Conceſſion einer Waſſer⸗ 
kraft aber nur eine Verbilligung der Selbſtkoſten, die von der Concurrenz durch 
andere Vortheile in den Productionsfactoren ausgeglichen werden kann. 

Man wird daher rückſichtlich der Amortiſation der Anlagekoſten einer 
Waſſerwerks⸗Anlage allgemeine Grundſätze kaum aufſtellen können, und darf 
nicht vergeſſen werden, daß Schwankungen der Conjunctur, ſowie Aenderungen 
n den Productionsverhältniſſen die Rentabilität von Waſſerwerks⸗Anlagen und 
damit ja auch die Möglichkeit einer Amortiſation durch Decennien in Frage 
ſtellen können. Der Verfaſſer läßt übrigens auch die Möglichkeit von Ausnahmen 
offen, ſowie im allgemeinen der vorliegenden Schrift volle Erkenntniß für die Be⸗ 
dürfniſſe und für die Bedeutung der Induſtrie zugeſtanden werden muß. Als 
Beiſpiel führen wir hier die Bemerkungen über die Fabriksabwäſſer an. Arbeiten 
wie die vorliegende ſind jedenfalls geeignet, auf ihrem Gebiete die Löſung der 
Fragen kräftig zu fördern. Sie verdient eine möglichſte Verbreitung, da ſie nicht 
nur für die Verwaltung, ſondern auch für alle Intereſſenten eine Fülle von 
Anregungen und werthvollem Materiale bietet. Dr. Moriz Caſpaar. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben den geheimen Rath Alfred Fürſten zu Windiſch⸗ 
Grätz zum Präfidenten, den Karl Fürſten v. Auersperg und den geheimen 
Rath Ernſt Grafen Hoyos-Sprinzenſtein zu Vicepräſidenten des Herren: 
hauſes ernannt. N 8 

Se. Majeſtät haben dem Sectionschef im Eiſenbahnminiſterium Ludw. 
Wrba den Orden der eiſernen Krone II. Claſſe taxfrei verliehen. 


Erledigungen. 


1 Kanzliſtenſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in Wien 
mit der XI. Rangsclaſſe bis 10. October. (Amtsblatt Nr. 216.) 

1 Statthalterei⸗Secretärsſtelle in der VIII. Rangsclaſſe, eventuell 
1 Bezirkscommiſſärsſtelle in der IX. und 1 Statthalterei⸗Conci⸗ 
piſtenſtelle in der X. Rangsclaſſe bei der politiſchen Verwaltung in Steiermark 
bis 16. October. (Amtsblatt Nr. 216.) . 

1 Bezirksſecretarsſtelle in der X. Rangsclaſſe bei der politiſchen 
Verwaltung in Steiermark bis 16. October. (Amtsblatt Nr. 216.) 

1 Caſſiersſtelle bei der k. k. Taxamtscaſſa in Wien in der IX. Range: 
claſſe, 1, eventuell 2 Officeials- und Aſſiſtentenſtellen in der X., bezie⸗ 
hungsweiſe XI. Rangsclaſſe gegen Caution bis 21. October. (Amtsblatt Nr. 217.) 

1 Kanzlei⸗Officialsſtelle in der X., eventuell 1 Kanzliſtenſtelle 
in der XI. Rangsclaſſe bei den Finanzbehörden in Niederöſterreich bis 21. Oc⸗ 
tober. (Amtsblatt Nr. 217.) 4 

4 Oberamtsverwaltersſtellen bei den k. k. Verzehrungsſteuer⸗Linien⸗ 
ämtern in Wien in der VIII. Rangsclaſſe, 1, eventuell mehrere Verwalters⸗ 
ſtellen in der IX. Rangsclaſſe, eventuell mehrere Controlors- und Offi⸗ 
cials ſtellen in der X. und eventuell mehrere Aſſiſtentenſtellen in der 
XI. Rangsclaſſe bis 21. October. (Amtsblatt Nr. 217.) 

1 Adjunct enſtelle in der IX. Rangsclaſſe an der k. k. Bergakademie 
zu Leoben bis 14. October. (Amtsblatt Nr. 210.) 

1 Bezirksſecretärsſtelle in der X. Rangsclaſſe, eventuell 1 Kanz⸗ 
liſten ſtelle in der XI. Rangsclaſſe bei der politiſchen Verwaltung im Küſten⸗ 
lande bis Ende October. (Amtsblatt Nr. 218.) 8 

1, eventuell mehrere Steuereinnehmerſtellen bei der Finanz⸗Landes⸗ 
direction in Wien in der IX., eventuell mehrere Steuerxramts⸗Controlor', 
beziehungsweiſe mehrere Steueramts⸗Officialsſtellen in der X. Rangs⸗ 
claſſe, mehrere Adjunctenſtellen in der XI. Rangsclaſſe gegen Caution bis 
9. October. (Amtsblatt Nr. 220.) | 

Mehrere Eonceptspraftifantenftellen bei der k. k. Statthalterei 
in Linz mit je 500 fl. Adjutum jährlich bis 20. October. (Amtsblatt Nr. 220.) 

3 Bezirks-Thierärzteſtellen mit der XI. Rangsclaſſe im küſten⸗ 
ländiſchen Veterinärdienſte bis 25. October. (Amtsblatt Nr. 220.) 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntuniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 77 und 78 der Erkenntniſſe 1897. 


Druck von Gottlieb Giſtel & Comp. in Wien. 


